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Bund schafft Grundlage, Land muss bei Bildungsinvestitionen weiter mitziehen
Gemeindetag begrüßt die Entlastung der Kommunen und Länder durch die Bildungsinvestitionen des Bundes

Die heutige Einigung der Großen Koalition über die Investitionen in den Bildungsbereich
ist ein positives Signal für die Städte und Gemeinden im Land. Der Bund will das Sondervermögen für die Investitionen in die Kinderbetreuung auf bis zu 1 Mrd. Euro aufstocken. Zudem sollen die Länder ab 2017/18 stärker an der Umsatzsteuer beteiligt werden: Der Festbetrag zugunsten der Länder wird um jeweils 100 Millionen Euro erhöht. Auf diese Entscheidungen warten die Kommunen in Baden-Württemberg bereits seit Monaten, denn die bisherigen Mittel des Bundes für den Ausbau der Kleinkindbetreuung sind bereits restlos ausgeschöpft. „Die Kinderbetreuung kann jetzt vielerorts planungssicher weiter ausgebaut werden. Damit kommen die Städte und Gemeinden dem Ziel, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern, wieder einen Schritt näher“, sagt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. 

Entlastungen sind kein Blankoscheck für das Land
Die vollständige Finanzierung des BAföG ab 2015 durch den Bund entlastet die Länderhaushalte um rund 1 Mrd. Euro. Der Gemeindetag appelliert deshalb an die Landesregierung, die frei werdenden Mittel auch tatsächlich eins zu eins für den Ausbau der Ganztagesbetreuung in den Krippen und Kitas sowie für die Ganztagsschulen zu verwenden. „Die Mittel des Bundes sind eindeutig zweckgebunden und dürfen nicht als Blankoscheck verwendet werden, um Haushaltslücken zu stopfen“, mahnt der Gemeindetagspräsident. Der Bund habe mit der heutigen Entscheidung, mehr Geld für Bildungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen, vorgelegt. Jetzt sei das Land am Zuge, die Unterstützung an die Kommunen weiterzugeben.  
Kommunen erleichtert über zusätzliche Entlastung bei den Sozialkosten
Die Kommunen werden bei den Kosten für die Unterkunft für Hartz IV-Bezieher ab 2015 um 500 Mio. Euro im Jahr entlastet. Weitere 500 Mio. Euro erhalten sie aus einer höheren gemeindlichen Umsatzsteuerbeteiligung. Dies sorgt bei den Vertretern der Städte und Gemeinden für Erleichterung. Diese Entlastung war zunächst bereits für 2014 vorgesehen und dann auf 2017 verschoben worden. „Die Bundespolitiker haben erkannt, dass die Kommunen die Kosten für diese gesamtgesellschaftlich wichtige Aufgabe nicht mehr länger allein schultern können“, erklärt Roger Kehle. 
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